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             IN HESSEN UND NASSAU  
 

Entwurf einer Kirchensteuerordnung für die Evangelische Kirche in Hessen und Nassau im Be-
reich des Landes Nordrhein-Westfalen 

 

A. Problemlage und Zielsetzung 

Die Evangelische Kirche in Hessen und Nassau verfügt im Bereich der Evangelisch-lutherischen Kir-
chengemeinde Bromskirchen über ein Kirchengebiet in der Stadt Hallenberg, die zu dem Land Nordrhein-
Westfalen gehört. Für Nordrhein-Westfalen gibt es keine Kirchensteuerordnung der EKHN. Dieser Um-
stand ist im Rahmen des elektronischen Verfahrens zur Abführung der Kirchensteuer auf Kapitalerträge 
deutlich geworden. Die jetzige Rechtslage ermöglicht weder eine Vereinnahmung von Kirchensteuer auf 
Kapitalerträge durch die EKHN noch von Kirchensteuer vom Einkommen bei einkommensteuerpflichtigen 
Kirchenmitgliedern. 

 

B. Lösungsvorschlag 

Der vorgelegte Entwurf einer Kirchensteuerordnung für die EKHN im Land Nordrhein-Westfalen löst das 
dargestellte Problem. Er orientiert sich im Wesentlichen an der Kirchensteuerordnung im Gebiet des Lan-
des Hessen und nimmt Besonderheiten des Landes Nordrhein-Westfalen in Bezug auf die Rechtsmittel-
verfahren auf (s. C). Einsprüche gegen Kirchensteuerbescheide werden unmittelbar bei den Kirchen ein-
gelegt, die im Rechtsbehelfsverfahren die Vorgaben der Abgabenordnung zu beachten haben. Für Kla-
gen ist der Rechtsweg zu den Finanzgerichten eröffnet (während in Hessen und Rheinland-Pfalz Klagen 
bei den Verwaltungsgerichten zu erheben sind.) 

Es wird um Behandlung des Gesetzentwurfs in drei Lesungen gebeten, auf Grundlage dieses Gesetzes 
den Landeskirchensteuerbeschluss auch für Nordrhein-Westfalen fassen zu können, wie dies den betei-
ligten staatlichen und kirchlichen Stellen in Aussicht gestellt wurde. 

 

C. Finanzielle Auswirkungen 

Das Verfahren bedingt einen Zusatzaufwand im Rahmen der Rechtsmittelverfahren. Mit Blick auf den 
Umfang des betroffenen Gebiets wird der Gesamtaufwand als geringfügig erachtet, so dass personelle 
Auswirkungen nicht zu erwarten sind. Ebenso erscheint der positive Einfluss auf das Kirchensteuerauf-
kommen überschaubar. Dennoch wird schon aus Gründen der Steuergerechtigkeit und der Gesetzmä-
ßigkeit der Steuererhebung der Erlass einer eigenen Kirchensteuerordnung für das Kirchengebiet in 
Nordrhein-Westfalen für geboten erachtet. 

 

D. Beteiligung 

Das RPA wurde gemäß § 8 Rechnungsprüfungsamtsgesetz um Stellungnahme gebeten. Die Stellung-
nahme wird in das Gesetzgebungsverfahren eingebracht. 

 

 

Referent: KR Kanert 
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Entwurf (01.10.2018) 

 
Die Kirchensynode der Evangelischen Kirche in Hes-
sen und Nassau hat das folgende Kirchengesetz 
beschlossen: 

Kirchensteuerordnung für die Evangelische  
Kirche in Hessen und Nassau im Bereich des 

Landes Nordrhein-Westfalen 

 

A. Kirchensteuerpflicht 

 

§ 1 

Kirchensteuerpflichtig sind alle Mitglieder einer Kir-
chengemeinde der Evangelischen Kirche in Hessen 
und Nassau, die im Bereich des Landes Nordrhein-
Westfalen im Kirchengebiet der Evangelischen Kirche 
in Hessen und Nassau ihren Wohnsitz oder gewöhnli-
chen Aufenthalt im Sinne der §§ 8 und 9 der Abga-
benordnung in der jeweils geltenden Fassung haben. 
Die Regelungen dieser Kirchensteuerordnung zu 
Eheleuten sind auch auf Lebenspartnerinnen und 
Lebenspartner und Lebenspartnerschaften im Sinne 
des Lebenspartnerschaftsgesetzes vom 16. Februar 
2001 (BGBl. I S. 266) in der jeweiligen Fassung an-
zuwenden. 

 

B. Landeskirchensteuer 

 

§ 2 

( 1 ) Zur Deckung des Finanzbedarfes der kirchlichen 
Körperschaften werden Kirchensteuern als Landes-
kirchensteuer erhoben. 

( 2 ) Die Erhebung der Landeskirchensteuer erfolgt 
als Zuschlag in Form eines Hundertsatzes zur Ein-
kommensteuer (Lohnsteuer, Kapitalertragssteuer) 
sowie als besonderes Kirchgeld von Kirchensteuer-
pflichtigen, deren Ehegattin oder deren Ehegatte 
keiner steuerberechtigten Kirche angehört (Kirchgeld 
in glaubensverschiedener Ehe) nach Maßgabe einer 
Tabelle, die Anlage dieser Kirchensteuerordnung 
bildet. 

( 3 ) Die Höhe des Zuschlagsatzes auf die Einkom-
mensteuer (Lohnsteuer, Kapitalertragssteuer) wird 
durch Beschluss der Kirchensynode festgesetzt. 
Dieser Beschluss der Kirchensynode bedarf zu seiner 
Rechtswirksamkeit der Genehmigung durch die 
Staatskanzlei und das Ministerium der Finanzen. Wird 
der Beschluss der Kirchensynode nur für ein Jahr 
gefasst, so gilt er auch für das darauffolgende Jahr, 
sofern nicht die Kirchensynode etwas anderes be-
schließt. 

( 4 ) Die Kirchengemeinden haben die Aufnahme oder 
Wiederaufnahme der in die evangelische Kirche Auf-
genommenen oder Wiederaufgenommenen dem 
zuständigen Finanzamt mitzuteilen. Sie haben ferner 
die in die Kirche aufgenommenen oder wiederaufge-
nommenen Kirchenmitglieder der zuständigen Ge-
meindebehörde zur Berichtigung des Religionszuge-
hörigkeitsvermerks im Melderegister zu melden und 

die Kirchenmitglieder selbst anzuhalten, die Religi-
onszugehörigkeit im Rahmen ihrer Steuererklärung 
anzugeben. 

 

C. Innerkirchlicher Lastenausgleich 

 

§ 3 

Die Landeskirchensteuer wird von der Gesamtkirche 
vereinnahmt. Das Aufkommen der Landeskirchen-
steuer steht den Kirchengemeinden, den Dekanaten 
und der Gesamtkirche gemeinsam zu. 

 

§ 4 

Die Zuweisung des anteiligen Kirchensteueraufkom-
mens an die Kirchengemeinden, die Dekanate sowie 
an die Gesamtkirche wird durch das Haushaltsgesetz 
festgesetzt. 

 

§ 5 

( 1 ) Die Kirchenleitung wird ermächtigt, im Einver-
nehmen mit dem Kirchensynodalvorstand die Grund-
lagen der Zuweisung, das Zuweisungsverfahren und 
die Bildung von Rücklagen durch Rechtsverordnung 
zu regeln. 

( 2 ) Der Kirchensynodalvorstand hat vor seiner Be-
schlussfassung den Finanzausschuss und den 
Rechtsausschuss der Kirchensynode zu hören. 

 

D. Veranlagung und Erhebung der Kirchensteuern 

 

§ 6 

( 1 ) Die Veranlagung und Erhebung der Landeskir-
chensteuer (§ 2 Absatz 2) erfolgt durch die Finanz-
verwaltung nach den Vorschriften des Kirchensteuer-
gesetzes des Landes Nordrhein-Wesfalen vom 
22. April 1975 in der und den dazu ergangenen 
Durchführungsvorschriften, je in der jeweils geltenden 
Fassung. 

( 2 ) Für den Kirchensteuerabzug vom Arbeitslohn 
und vom Kapitalertrag gelten die gleichen Vorschrif-
ten. 

(3) Für das besondere Kirchgeld gelten die Bestim-
mungen über die Einkommensteuer, soweit sich aus 
dem Kirchensteuergesetz vom 22. April 1975 oder 
aus dieser Kirchensteuerordnung nichts anderes 
ergibt.  
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E. Rechtsmittel 

 

§ 7 

( 1 ) Gegen die Heranziehung zur Kirchensteuer steht 
der oder dem Kirchensteuerpflichtigen als außerge-
richtlicher Rechtsbehelf der Einspruch zu. Der Ein-
spruch ist binnen eines Monats nach Bekanntgabe 
des Steuerbescheides bei der Kirchenverwaltung der 
Evangelischen Kirche in Hessen und Nassau einzule-
gen. Wird die Kirchensteuer vom Einkommen im 
Wege des Lohnabzugsverfahrens erhoben, so ist der 
Einspruch bis zum Ablauf des Kalendermonats zuläs-
sig, der auf den Lohnabzugszeitraum folgt, in dem der 
Abzug erfolgt ist. 

( 2 ) Über den Einspruch entscheidet die Kirchenver-
waltung. Für das Verfahren gilt der Siebente Teil der 
Abgabenordnung. 

( 3 ) Gegen die Ablehnung von Stundungs- und Er-
lass- und Kappungsanträgen durch die Kirchenver-
waltung kann Beschwerde nach § 2 Absatz 3 des 
Kirchenverwaltungsgesetzes erhoben werden. 

( 4 ) In den Fällen der Absätze 1 und 3 ist der Finanz-
rechtsweg gegeben. Die Vorschriften der Finanzge-
richtsordnung finden Anwendung. 

( 5 ) Beteiligte Behörde (§ 57 der Finanzgerichtsord-
nung) ist die Kirchenverwaltung. § 122 Absatz 2 der 
Finanzgerichtsordnung bleibt unberührt. 

( 6 ) Einwendungen gegen die zu Grunde gelegte 
Maßstabsteuer sind unzulässig. 

( 7 ) Die Einlegung des Einspruchs hat für die Ver-
pflichtung zur Zahlung der Kirchensteuer keine auf-
schiebende Wirkung. 

 

F. Mehrfacher Wohnsitz 

 

§ 8 

Bei mehrfachem Wohnsitz ist für die Erhebung des 
Kirchgeldes bei Verheirateten diejenige Kirchenge-
meinde zuständig, in deren Bereich die Familie 
wohnt, und bei Ledigen diejenige Kirchengemeinde, 
von der aus die oder der Kirchgeldpflichtige seiner 
Beschäftigung nachgeht. Im Zweifelsfall entscheidet 
die Kirchenverwaltung. 

 

G. Billigkeitsmaßnahmen 

 

§ 9 

( 1 ) Das Recht der kirchlichen Behörden, die Kir-
chensteuer über Billigkeitsmaßnahmen der Finanz-
ämter hinaus zu stunden, ganz oder teilweise zu 
erlassen oder niederzuschlagen, bleibt unberührt. 

( 2 ) Für die Stundung, den Teilerlass, den Erlass und 
die Niederschlagung ist bei der Landeskirchensteuer 
die Kirchenverwaltung und bei der Ortskirchensteuer 
der Kirchenvorstand zuständig. 

 

H. Steuergeheimnis 

 

§ 10 

Die kirchlichen Behörden und die an der Veranla-
gung, Erhebung und Verwaltung der Kirchensteuer 
beteiligten Personen sind zur Wahrung des Steuer-
geheimnisses nach Maßgabe der staatlichen Vor-
schriften verpflichtet. 

 

I. Übergangs- und Schlussvorschriften 

 

§ 11 

Die für die Kirchengemeinden ergangenen Bestim-
mungen dieser Kirchensteuerordnung finden auf die 
Gemeindeverbände sinngemäß Anwendung. Die den 
Kirchenvorständen zustehenden Befugnisse werden 
von den nach der Satzung der Gemeindeverbände 
zuständigen Organen wahrgenommen. 

 

§ 12 

Inkrafttreten 

Dieses Kirchengesetz tritt am 1. Dezember 2018 
in Kraft.“ 

 

Kirchgeldtabelle für Gemeindeglieder in glau-
bensverschiedener Ehe 

[Anlage zu § 2 Absatz 2] 

. 
Stufe 

Bemessungsgrundlage in €  
(gemeinsames Einkommen nach 

§ 2 Abs. 5 EStG) 

Jährliches 
Kirchgeld € 

  1   30 000 bis 37 499     96,00 

  2   37 500 bis 49 999   156,00 

  3   50 000 bis 62 499 276,00 

  4   62 500 bis 74 999 396,00 

  5   75 000 bis 87 499 540,00 

  6   87 500 bis 99 999 696,00 

  7 100 000 bis 124 999 840,00 

  8 125 000 bis 149 999 1200,00 

  9 150 000 bis 174 999 1560,00 

10 175 000 bis 199 999 1860,00 

11 200 000 bis 249 999 2220,00 

12 250 000 bis 299 999 2940,00 

13 300 000 und mehr     3600,00 

 
 
 

 

 

 


